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2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 386,20 EUR nebst Zinsen in 

Höhe von 5%-Punkten über dem Basiszinssatz p.a. hieraus seit 

Rechtshängigkeit zu bezahlen. 

 
3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits. 

 

Es wird angeregt, das schriftliche Vorverfahren anzuordnen. 

 

Für den Fall, dass das Gericht das schriftliche Vorverfahren anordnet und die 

Beklagte nicht innerhalb der Frist ihre Verteidigungsbereitschaft erklärt oder den 

Anspruch anerkennt, wird beantragt, gegen die Beklagte ein Versäumnisurteil 

oder ein Anerkenntnisurteil ohne mündliche Verhandlung zu erlassen. 
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II. Rechtliche Würdigung 

 

1.  Anspruch auf Unterlassung gemäß § 8 Abs. 1 UWG  

 

Der von dem Kläger mit dem Klageantrag zu Ziffer 1.) geltend gemachte An-

spruch auf Unterlassung gegen die Beklagte ist gemäß § 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3, 

§§ 3, 3a, 5a Abs. 1, 5b Abs. 4 UWG i.V.m. § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG begründet.  

 

a.) 

Seit dem 01.01.2022 ist die Novelle des Gesetzes über das Inverkehrbringen, 

die Rücknahme und die umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und Elekt-

ronikgeräten (ElektroG) in Kraft getreten. Nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG sind 

danach Vertreiber mit einer Verkaufsfläche für Elektro- und Elektronikgeräte von 

mindestens 400 m² sowie Vertreiber von Lebensmitteln mit einer Gesamtver-

kaufsfläche von mindestens 800 m², die mehrmals im Kalenderjahr oder dauer-

haft Elektro- und Elektronikgeräte anbieten und auf dem Markt bereitstellen, ver-

pflichtet, auf Verlangen des Endnutzers Altgeräte, die in keiner äußeren Abmes-

sung größer als 25 cm sind, im Einzelhandelsgeschäft oder in unmittelbarer 

Nähe hierzu unentgeltlich zurückzunehmen; die Rücknahme darf nicht an den 

Kauf eines Elektro- oder Elektronikgerätes geknüpft werden und ist auf drei Alt-

geräte pro Geräteart beschränkt.  

 

Zu den unter die Rücknahmepflicht fallenden Vertreibern von Lebensmitteln zäh-

len neben „klassischen“ Lebensmitteleinzelhändlern auch Discounter und Dro-

geriemärkte sowie alle anderen Händler, sofern sie die in § 17 Abs. 1 Nr. 2 Elekt-

roG genannten Voraussetzungen – Gesamtverkaufsfläche von mindestens 800 

m2, Anbieten von Lebensmitteln und Anbieten von Elektro- und Elektronikgerä-

ten mehrmals im Kalenderjahr oder dauerhaft – erfüllen.  
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Beweis: 1. Vorlage der Verlautbarung des Umweltbundesamtes zur ab dem 

       01.07.2022 geltenden Rücknahmepflichten für Elektroaltgeräte  

-Anlage K 7- 

2. Vorlage der Vollzugs- und Auslegungsfragen im Zusammenhang  

    mit der erweiterten Einbindung des Handels in die Rücknahme 

    pflichten nach § 17 ElektroG mit Stand: 30.06.2022 

-Anlage K 8- 

 

So heißt es in den als Anlage K 8 vorgelegten Vollzugshinweisen der Bund-

/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall zur Umsetzung der Rücknahmepflicht nach 

§ 17 ElektroG mit Stand: 30.06.2022 auf der Seite 2 wie folgt: 

 

Unabhängig von den weiteren Voraussetzungen (Verkaufsfläche und das 

grundsätzliche Anbieten von Elektro- und Elektronikgeräten) stellt der 

Wortlaut der Regelung auf Vertreiber ab, die Lebensmittel vertreiben. 

Gleichzeitig wird der Adressatenkreis über die Gesetzesbegründung wei-

ter konkretisiert. Aus der Zusammenschau wird deutlich, dass die gesetz-

geberische Intension auf Lebensmittelhändler gerichtet ist (z.B. Lebens-

mittel-Discounter, Drogeriemärkte). Erfasst sind demnach alle Handels-

unternehmen, soweit sie die entsprechenden Voraussetzungen erfüllen 

(Anbieten von Lebensmitteln, Mindestverkaufsfläche). Einzelhandelsun-

ternehmen, die beispielsweise nur im Kassenbereich oder saisonal Le-

bensmittel wie Süßigkeiten anbieten, sind hiervon nicht erfasst. 

 

Vertreiber von Lebensmitteln, die nach § 17 Abs. 1 u. 2 ElektroG zur Rücknahme 

verpflichtet sind, mussten nach der Übergangsvorschrift des § 46 Abs. 5 GEG 

die Rücknahmestellen bis zum Ablauf des 30.06.2022 einrichten. Über Medien 

hatte der Kläger bereits im Jahr 2022 verlautbaren lassen, dass er die Erfüllung 
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der Rücknahmepflichten des § 17 Abs. 1 ElektroG nach Ablauf dieser Über-

gangsfrist auch im Lebensmittelhandel kontrollieren werde.  

 

Nach § 2 Abs. 1 ElektroG findet das Gesetz auf die in diesem Paragraphen ge-

nannten Elektro- und Elektronikgeräte Anwendung, wobei Elektro- und            

Elektronikgeräte im Sinne des § 2 Abs. 1 insbesondere die in der Anlage 1    

ElektroG aufgeführten Geräte sind. Darunter fallen nach Nr. 5 der Anlage 1 z.B. 

auch elektrische Videokameras, HDMI-, Audio- und Videokabel, Rasierapparate  

sowie elektrische und elektronische Spielzeuge, nach Nr. 6 der Anlage 1 z.B. 

Mobiltelefone, Netzwerkkabel und auch Telefon- und Netzwerkadapter, wobei 

die Aufzählung der Gerätearten in der Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 ElektroG nicht 

abschließend ist.  

 

Altgeräte im Sinne des ElektroG sind nach § 3 Nr. 3 ElektroG Elektro- und Elekt-

ronikgeräte, die Abfall im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Kreislaufwirtschafts-

gesetzes sind, einschließlich aller Bauteile, unter Baugruppen und Verbrauchs-

materialien, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Abfalleigenschaft Teil des Altge-

rätes sind.  

 

Nach der Legaldefinition des § 3 Nr. 5 ElektroG sind „Altgeräte aus privaten 

Haushalten“ solche Altgeräte aus privaten Haushaltungen im Sinne des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes sowie Altgeräte aus sonstigen Herkunftsbereichen, so-

weit die Beschaffenheit und Menge der dort anfallenden Altgeräte mit der Be-

schaffenheit und Menge von üblicherweise in privaten Haushaltungen anfallen-

den Altgeräten vergleichbar ist; Elektro- und Elektronikgeräte, die potenziell so-

wohl von privaten Haushalten auch als auch von anderen Nutzern als privaten 

Haushalten genutzt werden, gelten, wenn sie Abfall werden, als Altgeräte aus 

privaten Haushalten.  
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wiesen jeweils eine äußere Abmessung von weniger als 25 cm auf, sind Elektro-

Altgeräte aus privaten Haushalten im Sinne des § 3 Nrn. 3, 5 ElektroG und 

Elektro- und Elektronikgeräte im Sinne des § 2 Abs. 1 i.V.m. Nr. 5 der Anlage 1 

ElektroG.  

 

Das vorbezeichnete Verhalten bzw. Handeln der Beklagten war mithin wettbe-

werbswidrig.  

 

2. Spürbare Verstöße gegen Marktverhaltensregelungen im Sinne des  

    § 3a UWG 

 

Mit den dargestellten Verstößen gegen die Rücknahmepflichten aus § 17 Abs. 1 

Nr. 2 ElektroG handelt die Beklagte im geschäftlichen Verkehr Vorschriften zu-

wider, die auch dazu bestimmt sind, das Marktverhalten zu regeln, § 3a UWG 

(z.B. OLG Düsseldorf, Urteil vom 03.09.2020 – I-15 U 78/19 – Anlage K 9).   

 

Die vorliegend verletzten Vorschriften des § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG sind solche 

Marktverhaltensregelungen im Sinne von § 3a UWG, was bereits aus § 1 Satz 

3 ElektroG folgt.  

 

Davon abgesehen ist § 3a UWG auch im Verbraucherschutzbereich anwendbar. 

Die UGP-RL kennt keinen dem § 3a UWG vergleichbaren Verbotstatbestand, 

sieht jedoch eine vollständige Harmonisierung des Rechts der unlauteren Ge-

schäftspraktiken von Unternehmen gegenüber Verbrauchern innerhalb ihres An-

wendungsbereichs vor (BGH, WRP 2015, 966 Rn. 11 – Fahrdienst zur Augen-

klinik). Hiervon ausgehend kann nach der Rechtsprechung des BGH ein Verstoß 

gegen nationale Bestimmungen eine Unlauterkeit nach § 3a UWG nur begrün-

den, wenn die betreffenden Regelungen eine Grundlage im Unionsrecht haben 
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(BGH, GRUR 2009, 845 Rn. 38 – Internet-Videorekorder; BGH, GRUR 2010, 

652 Rn. 11 – Costa del sol; BGH, GRUR 2010, 1117 Rn. 16 – Gewährleistungs-

ausschluss im Internet; BGH, WRP 2015, 1464 Rn. 19 – Der Zauber des Nor-

dens).  

 

Dies trifft auf die Regelungen des § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG zu. Das ElektroG 

dient der Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2012/19/EU 

des Europäischen Parlaments und Rates vom 04.07.2012 über Elektro- und 

Elektronik-Altgeräte, namentlich § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG der Umsetzung der 

Vorgaben in Art. 5 Abs. 2 Ziffern a) und c) der Richtlinie 2012/19/EU, die nach 

den Erwägungsgründen 14, 17, 19 und 23 sowie nach Art. 1 der Richtlinie 

2012/19/EU auch dem Verbraucherschutz dienen (vgl. auch OLG Düsseldorf, 

Urteil vom 03.09.2020 – I-15 U 78/19 – Anlage K 9).  

 

Ein Verstoß gegen verbraucherschützende Normen auf Grundlage einer euro-

päischen Richtlinie, wie vorliegend gegeben, führt dabei stets zur Annahme der 

Spürbarkeit im Sinne von § 3a UWG (z.B. OLG Düsseldorf, Urteil vom 

03.09.2020 – I-15 U 78/19 – Anlage K 9), so dass sich die Beklagte auch nicht 

auf einen Ausreißer berufen kann. 

 

3. Vorgerichtliche Abmahnung/Wiederholungsgefahr 

 

Die Beklagte ist hinsichtlich der von ihr erfolgten Nichterfüllung der Rücknahme-

pflichten des § 17 Abs. 1 Nr. 2 ElektroG durch Schreiben des Klägers vom 

31.05.2023 abgemahnt und aufgefordert worden, eine strafbewehrte Unterlas-

sungserklärung abzugeben. Sie weigert sich, eine solche vorzulegen, sodass 

die wettbewerbsrechtliche Wiederholungsgefahr nach ständiger 
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Rechtsprechung (z.B. BGH GRUR 1992, 318; BGH GRUR 1996, 290; BGH 

GRUR 2004, 1620) fortbesteht. 

 

4. Abmahnkosten 

 

Der Kläger kann neben dem geltend gemachten Unterlassungsanspruch seine 

Abmahnkosten in Höhe von 324,54 EUR netto zuzüglich 19 % Umsatzsteuer für 

den durchgeführten Testbesuch am 04.05.2023 sowie die Abmahnung vom 

31.05.2023 von der Beklagten ersetzt verlangen. Rechtsgrundlage ist § 13 Abs. 

3 UWG. Anerkannt ist, dass Verbände eine Pauschale für die durchschnittlich 

für eine Abmahnung anfallenden Kosten geltend machen können. Eine Aufstel-

lung der durchschnittlichen Kosten des Klägers für die Durchführung eines Test-

besuches und die darauffolgende Abmahnung wurde dem Abmahnschreiben 

vom 31.05.2023 (Anlage K 2) beigefügt.  Im Zweifel kann die Schätzung der 

Kosten nach § 287 ZPO die geeignete Maßnahme zur Feststellung der Höhe 

sein. 

 

5. Gerichtsstand 

 

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Mainz ergibt sich wegen des Ge-

schäftssitzes der Beklagten aus § 14 Abs. 2 Satz 1 UWG. Die sachliche, aus-

schließliche Zuständigkeit des Landgerichts folgt aus § 14 Abs. 1 UWG. Gemäß 

§ 14 Abs. 1 UWG in Verbindung mit § 95 Abs. 1 Nr. 5 GVG ist zudem die funkti-

onelle Zuständigkeit der Kammer für Handelssachen gegeben. 

 

 

 

 




